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Gliederung 

[…] 

Die weitere erfolgreiche Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in 
der DDR vollzieht sich unter den Bedingungen harter Klassenauseinandersetzungen 
mit dem Imperialismus. 
Eine Grundvoraussetzung für die ständige Gewährleistung der staatlichen Sicherheit 
ist, dass nur zuverlässige Personen in sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen der 
DDR im In- und Ausland eingesetzt werden bzw. sicherheitspolitisch bedeutsame Er­
laubnisse und Genehmigungen insbesondere für Reisen nach nichtsozialistischen Staa­
ten und Westberlin nur an solche Personen erteilt werden, die diese nicht missbrauchen 
und dem Gegner keine Ansatzpunkte für subversive Aktivitäten bieten.  
Für die Auswahl, die Überprüfung und den Einsatz der Personen bzw. die Erteilung 
der Erlaubnisse und Genehmigungen tragen die Leiter staatlicher und wirtschafts­
leitender Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen sowie die zuständigen Funk­
tionäre der gesellschaftlichen Organisationen eine hohe politische Verantwortung. 
Das MfS hat – ohne diese Verantwortung einzuschränken – durch den zielgerichteten 
Einsatz der erforderlichen operativen Kräfte und Mittel, durch die Zusammenführung 
im MfS gespeicherter Informationen und durch die Auswertung der von anderen Orga­
nen und Einrichtungen bzw. gesellschaftlichen Organisationen erarbeiteten Überprü­
fungsergebnisse die Überprüfung der sicherheitspolitischen Eignung der Personen (Si­
cherheitsüberprüfungen) vorzunehmen. Damit ist entsprechend den konkreten sicher­
heitspolitischen Anforderungen die Frage »Wer ist wer?« zu klären, um sicherheitspo­
litisch richtige Entscheidungen für oder gegen den vorgesehenen Einsatz bzw. die Er­
teilung einer Erlaubnis oder Genehmigung treffen zu können. 



Auf der Grundlage der Ergebnisse der Sicherheitsüberpüfungen ist auf den Einsatz 
bzw. die Erteilung der Erlaubnis oder Genehmigung durch die zuständigen staatlichen 
Leiter und Funktionäre gesellschaftlicher Organisationen durch Zustimmung bzw. 
Nichtzustimmung Einfluss zu nehmen. 
Die im Ergebnis der Sicherheitsüberprüfungen zu treffenden Entscheidungen tragen 
einen zutiefst politischen Charakter und können zugleich weitgehende Auswirkungen 
auf die persönliche Entwicklung und die Realisierung persönlicher Interessen der 
überprüften Personen haben. 
Dabei ist mit hohem politischem Verantwortungsbewusstsein zu prüfen, ob die sozia­
listische Gesellschaft der betreffenden Person das für den vorgesehenen Einsatz bzw. 
für die zu erteilende Erlaubnis oder Genehmigung erforderliche Vertrauen entgegen­
bringen kann oder ob aus anderen sicherheitspolitischen Gründen zum Schutz der Per­
son und zur Verhinderung anderer Gefahren eine ablehnende Entscheidung erforder­
lich ist. 
Die Entscheidungen sind immer im Interesse der erfolgreichen Durchsetzung der 
Politik der Partei- und Staatsführung zu treffen. 
Sicherheitsüberprüfungen sind ein wichtiger Bestandteil der politisch-operativen Ar­
beit der operativen Diensteinheiten des MfS und planmäßig, in abgestimmter Zusam­
menarbeit der Diensteinheiten und im engen politisch-operativen Zuammenwirken mit 
den anderen zuständigen Organen und Einrichtungen bzw. gesellschaftlichen Organi­
sationen durchzuführen. 
Die Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfungen sind zugleich für die Einschätzung der 
politisch-operativen Lage im Verantwortungsbereich und die Lösung anderer politisch­
operativer Aufgaben zu nutzen. 
Die weitere Durchsetzung der offensiven Politik der Partei- und Staatsführung unter 
den Bedingungen der Verschärfung des internationalen Klassenkampfes und der ver­
stärkten subversiven Angriffe des Gegners erfordert bei weiterhin steigender Anzahl 
die Erhöhung der Qualität der Sicherheitsüberprüfungen durch alle operativen Dienst­
einheiten. 
Damit ist in allen Verantwortungsbereichen ein wichtiger Beitrag zur Erhöhung der 
Wirksamkeit der politisch-operativen Arbeit und zur konsequenten Durchsetzung der 
Politik der Partei- und Staatsführung zu leisten. 

1. Die politisch-operative Zielstellung von Sicherheitsüberprüfungen 

Sicherheitsüberprüfungen sind durchzuführen zu Personen, denen sicherheitspolitisch 
bedeutsame Aufgaben, Funktionen, Befugnisse und Vollmachten übertragen bzw. de­
nen sicherheitspolitisch bedeutsame Erlaubnisse und Genehmigungen erteilt werden 
sollen. 
Sicherheitsüberprüfungen sind politisch-operative Überprüfungsmaßnahmen des MfS. 



Durch den zielgerichteten Einsatz der operativen Kräfte und Mittel sowie die Auswer­
tung gespeicherter und von anderen staatlichen Organen und Einrichtungen bzw. ge­
sellschaftlichen Organisationen erarbeiteter Informationen sind alle erforderlichen In­
formationen zu der zu überprüfenden Person, zu ihrem Umgangskreis und ihren Ver­
bindungen zu erarbeiten bzw. zusammenzuführen, die eine Einschätzung der sicher­
heitspolitischen Eignung gemäß den an sie zu stellenden sicherheitspolitischen Anfor­
derungen ermöglichen. 
Zum Abschluss jeder Sicherheitsüberprüfung ist die Entscheidung zu treffen, ob dem 
vorgesehenen Einsatz bzw. der Erteilung der Erlaubnis oder Genehmigung zugestimmt 
werden kann. 
Die politisch-operative Zielstellung der Sicherheitsüberprüfung besteht darin, 
─ zu gewährleisten, dass sicherheitspolitisch bedeutsame Aufgaben, Funktionen, 

Befugnisse und Vollmachten bzw. Erlaubnisse und Genehmigungen nur solchen 
Personen übertragen bzw. erteilt werden, die den sicherheitspolitischen Anforde­
rungen unter den jeweiligen Lagebedingungen gerecht werden, 

─	 vorbeugend zu verhindern, dass durch ein Eindringen des Gegners bzw. feindlich­
negativer und anderer sicherheitspolitisch ungeeigneter Personen in sicherheitspo­
litisch bedeutsame Positionen und Bereiche politische, ideologische und materiel­
le Schäden und Gefahren entstehen können. 

Die politisch-operative Zielstellung ist in Abhängigkeit von der jeweils zu übertragen­
den Aufgabe, Funktion, Befugnis, Vollmacht bzw. zu erteilenden Erlaubnis oder Ge­
nehmigung, dem vorgesehenen Einsatzbereich sowie den sich dadurch objektiv erge­
benden Möglichkeiten des Missbrauchs zu präzisieren. 
Ausgehend vom jeweiligen Grund der Einleitung sind Sicherheitsüberprüfungen auf 
solche politisch-operativen Erfordernisse zu konzentrieren, wie auf die vorbeugende 
Verhinderung 
─ des Missbrauchs staatlicher oder gesellschaftlicher Funktionen, 
─ des ungesetzlichen Verlassens der DDR, 
─ des Verrates, der unbefugten Offenbarung und des fahrlässigen Umgangs mit 

Staatsgeheimnissen u. a. geheimzuhaltenden Informationen und Gegenständen, 
─	 von Gefahren für die Sicherheit und Ordnung vor allem in Bereichen mit hohen 

Sicherheitserfordernissen und beim Umgang mit Waffen und Sprengmitteln sowie 
mit Giften u. a. gefährlichen Stoffen, 

─	 des Eindringens feindlich-negativer bzw. ungeeigneter Personen in andere Schutz- 
und Sicherheitsorgane sowie in andere gesellschaftliche Bereiche mit hohen Si­
cherheitserfordernissen. 



2.	 Die Einleitung von Sicherheitsüberprüfungen 

Sicherheitsüberprüfungen sind einzuleiten, wenn 
─	 durch staatliche Anordnungen das jeweilige staatliche oder wirtschaftsleitende 

Organ, das Kombinat, der Betrieb, die Einrichtung oder die gesellschaftliche Or­
ganisation verpflichtet ist bzw. durch Vereinbarung mit der zuständigen Dienst­
einheit des MfS festgelegt wurde, für den vorgesehenen Einsatz von Personen die 
Zustimmung des MfS einzuholen, 

─	 im Zusammenhang mit dem vorgesehenen Einsatz oder der zu erteilenden Erlaub­
nis bzw. Genehmigung gemäß einer dienstlichen Bestimmung oder Weisung im 
MfS die Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen festgelegt ist, 

─	 aufgrund spezifischer sicherheitspolitischer Erfordernisse durch den Leiter der 
operativen Diensteinheit die Entscheidung zur Durchführung von Sicherheits­
überprüfungen getroffen wurde. 

Die zu überprüfenden Personen können durch staatliche Leiter oder Funktionäre ge­
sellschaftlicher Organisationen ausgewählt und vorgeschlagen werden, durch Bewer­
bung für die entsprechende Tätigkeit oder durch Antragstellung auf eine bestimmte 
Erlaubnis bzw. Genehmigung sowie durch die politisch-operative Sicherung des Ver­
antwortungsbereiches bekannt werden. 

3.	 Die Herausarbeitung und Bestimmung der sicherheitspolitischen An­
forderungen an die jeweils zu überprüfende Person und die Festle­
gung des Informationsbedarfs 

Als Voraussetzung für das differenzierte und zielgerichtete Erarbeiten der erforderli­
chen Informationen sind, ausgehend von der jeweils zu übertragenden sicherheitspoli­
tisch bedeutsamen Aufgabe, Funktion, Befugnis, Vollmacht bzw. zu erteilenden Er­
laubnis oder Genehmigung, dem vorgesehenen Einsatzbereich und den jeweiligen La­
gebedingungen, gemäß den Festlegungen unter den Ziffern 3.1 bis 3.3 die an die zu 
überprüfende Person zu stellenden konkreten sicherheitspolitischen Anforderungen 
verantwortungsbewusst herauszuarbeiten und der sich daraus ergebende Informations­
bedarf festzulegen. 
Hierbei sind besonders zu beachten: 
─ grundlegende sicherheitspolitische Anforderungen, die bei allen Sicherheitsüber­

prüfungen zu stellen sind, 
─ spezifische sicherheitspolitische Anforderungen, die bei bestimmten Sicherheits­

überprüfungen vorrangig zu stellen sind, 
─ weitere Kriterien, die im jeweiligen Einzelfall zu berücksichtigen sind. 



3.1 	 Grundlegende sicherheitspolitische Anforderungen, die bei allen Sicher­
heitsüberprüfungen zu stellen sind 

In Übereinstimmung mit der politisch-operativen Zielstellung der Sicherheitsüberprü­
fung sind an alle zu überprüfenden Personen folgende grundlegende sicherheitspoliti­
sche Anforderungen zu stellen: 
─ positive oder zumindest loyale Einstellung zum sozialistischen Staat und zur ge­

sellschaftlichen Entwicklung in der DDR; 
─ ablehnende Einstellung gegenüber feindlichen und anderen negativen Aktivitäten, 

Erscheinungen und Einflüssen; 
─ strikte Einhaltung des sozialistischen Rechts; 
─ keine Verhaltens- und Lebensweisen, die dem Gegner als Ansatzpunkte für Kon­

taktaufnahmen und subversive Aktivitäten dienen könnten; 
─ keine engen Kontakte und Verbindungen zu Personen, die eine feindlich-negative 

Einstellung haben. 
Wird unabhängig vom Grund der Einleitung eine zu überprüfende Person diesen 
grundlegenden sicherheitspolitischen Anforderungen nicht gerecht, ist keine Zustim­
mung zu erteilen. Eine weitere Prüfung der sicherheitspolitischen Eignung ist nicht 
erforderlich. Die Einleitung erforderlicher politisch-operativer Maßnahmen ist zu prü­
fen. 

3.2 	 Spezifische sicherheitspolitische Anforderungen, die bei bestimmten Si­
cherheitsüberprüfungen vorrangig zu stellen sind 

Im Zusammenhang mit den für alle Sicherheitsüberprüfungen geltenden grundlegen­
den sicherheitspolitischen Anforderungen sind weitere spezifische sicherheitspolitische 
Anforderungen zu beachten, von deren Erfüllung die Gewährleistung der staatlichen 
Sicherheit in besonderem Maße beeinflusst wird. Diese ergeben sich aus der zu über­
tragenden Aufgabe bzw. zu erteilenden Erlaubnis oder Genehmigung, dem vorgesehe­
nen Einsatzbereich und den sich daraus objektiv ergebenden Möglichkeiten des Miss­
brauchs. 
Die unter den Ziffern 3.2.1 bis 3.2.6 gestellten spezifischen sicherheitspolitischen An­
forderungen können im jeweiligen Fall in unterschiedlicher Kombination für eine Si­
cherheitsüberprüfung zutreffen und sind entsprechend zu berücksichtigen. 

3.2.1 Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, die in sicherheitspolitisch bedeutsamen 
staatlichen und gesellschaftlichen Funktionen tätig werden sollen und damit be­
deutsame Entscheidungsbefugnisse bzw. Einflussmöglichkeiten auf bestimmte 
gesellschaftliche Bereiche übertragen bekommen 

An die zu überprüfenden Personen sind vorrangig folgende sicherheitspolitische An­
forderungen zu stellen: 



─	 durch Auftreten, Verhalten und erbrachte Leistungen besonders in Bewährungssi­
tuationen nachgewiesene politische Zuverlässigkeit; 

─	 Bereitschaft und Fähigkeit zur konsequenten Durchsetzung der Politik der Partei- 
und Staatsführung; 

─	 konsequentes und unduldsames Verhalten gegenüber Rechtsverletzungen und sie 
begünstigende Bedingungen, politische Wachsamkeit gegenüber feindlich­
negativen Aktivitäten, gegnerischen Kontaktversuchen und Erscheinungsformen 
der politisch-ideologischen Diversion; 

─	 vorbildliches und moralisch sauberes Verhalten im Arbeits-, Wohn- und Freizeit­
bereich; 

─	 kaderpolitische Eignung gemäß der vorgesehenen Funktion. 
Dem vorgesehenen Einsatz von Personen, die diesen Anforderungen nicht entsprechen, 
ist nicht zuzustimmen. 

3.2.2 Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, bei denen aus unterschiedlichen Gründen 
Reisen nach nichtsozialistischen Staaten, nach anderen politisch-operativ interes­
sierenden Staaten oder nach Westberlin beabsichtigt sind, die eine Erlaubnis 
bzw. Genehmigung zum Aufenthalt im Schutzstreifen an der Staatsgrenze zur 
BRD und in besonders gefährdeten Bereichen des Grenzgebietes zu Westberlin 
bzw. zum Befahren der Seegewässer außerhalb der Grenzzonen der DDR erhal­
ten oder die eine Tätigkeit ausführen sollen, die objektiv Möglichkeiten zum wi­
derrechtlichen Passieren der Staatsgrenze bietet (z. B. mit Luft- und Wasserfahr­
zeugen) 

An die zu überprüfenden Personen sind unter Beachtung der stark differenzierten si­
cherheitspolitischen Bedeutsamkeit und der objektiven Möglichkeiten des Missbrauchs 
vorrangig folgende sicherheitspolitische Anforderungen zu stellen: 
─	 Bindung an die gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR, Wertschätzung der 

sozialen Sicherheit, grundsätzliche Übereinstimmung persönlicher und gesell­
schaftlicher Interessen, Übereinstimmung von Wort und Tat; 

─	 Bindung an die Familie, an Verwandte und Freunde, an die berufliche Tätigkeit 
und das Arbeitskollektiv; 

─ Persönlichkeitsmerkmale, die den Schluss zulassen, dass feindlich-negativen 


Beeinflussungs-, Korruptions- und Missbrauchsversuchen widerstanden wird; 

─ Persönlichkeitseigenschaften, die erwarten lassen, dass zu verwandtschaftlichen
 

u. a. privaten Verbindungen nach nichtsozialistischen Staaten bzw. Westberlin ei­
ne gefestigte positive Einstellung als Bürger der DDR eingenommen wird. (Dabei 
beachten: mögliche Einflüsse von Personen, die ungesetzlich oder durch Über­
siedlung die DDR verlassen haben, mögliche berufliche Entwicklungs- und Ver­
dienstmöglichkeiten bei Nichtrückkehr, Erlangen von Erbschaften u. a. Vermö­
genswerten im Ausland.); 



─ Bindung an vorhandene materielle Werte, wie Wohnungseinrichtungen, Fahrzeu­
ge, Wochenendgrundstücke, Ersparnisse u. a. Vermögenswerte; 

─ Bindung an ideelle Werte, wie gesellschaftliche Auszeichnungen und Anerken­
nung, berufliche und familiäre Traditionen, Heimatverbundenheit u. dgl. 

Dem vorgesehenen Einsatz bzw. der Erteilung der vorgesehenen Erlaubnis oder Ge­
nehmigung ist bei Personen, die diesen Anforderungen nicht entsprechen sowie bei 
Feststellung von Hinweisen auf Absichten zum ungesetzlichen Verlassen der DDR 
bzw. auf Übersiedlungsabsichten und bei Vorliegen von Konfliktsituationen nicht zu­
zustimmen. 
Dem Einsatz als Reise- oder Auslandskader (einschließlich Ehepartner) ist nur zuzu­
stimmen, wenn bei den betreffenden Personen eine hohe politische Zuverlässigkeit 
vorliegt und ein würdiges Vertreten der DDR im Ausland erwartet werden kann. 
Der Erteilung von Erlaubnissen bzw. Genehmigungen zum Aufenthalt  
─ im Grenzgebiet zur BRD außerhalb des Schutzstreifens, 
─ im Grenzgebiet zu Westberlin außerhalb der besonders gefährdeten Bereiche so­

wie 
─	 zur Lösung volkswirtschaftlicher Aufgaben in festgelegten Bereichen außerhalb 

des Grenzgebietes zu Westberlin, in denen besondere Sicherheitserfordernisse 
vorliegen, 

ist nicht zuzustimmen, wenn Hinweise auf Absichten zum ungesetzlichen Verlassen 
der DDR oder auf Übersiedlungsabsichten vorliegen bzw. wenn von der betreffenden 
Person feindlich-negative Handlungen oder andere Gefahren für die Sicherheit und 
Ordnung im Grenzgebiet ausgehen können. 

3.2.3 Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, denen Staatsgeheimnisse oder andere 
geheimzuhaltende Informationen oder Gegenstände anvertraut werden sollen 

An die zu überprüfenden Personen sind unter Berücksichtigung des vorgesehenen Ge­
heimhaltungsgrades bzw. der konkreten Bedeutung der geheimzuhaltenden Informati­
onen und Gegenstände vorrangig folgende sicherheitspolitische Anforderungen zu 
stellen: 
─ gefestigte positive Einstellung zum sozialistischen Staat und zur gesellschaftli­

chen Entwicklung in der DDR; 
─ Einsicht und Bereitschaft zur unbedingten Wahrung von Staatsgeheimnissen u. a. 

geheimzuhaltenden Informationen gegenüber unbefugten Personen; 
─	 Wachsamkeit gegenüber allen Versuchen unberechtigter Personen, Kenntnis über 

Staatsgeheimnisse oder andere geheimzuhaltende Informationen oder Gegenstän­
de zu erlangen; 

─	 Verschwiegenheit über anvertraute Informationen und interne Angelegenheiten im 
beruflichen und privaten Bereich; 



─	 Standhaftigkeit gegenüber Versuchen der Korruption u. a. Methoden einer feind­
lich-negativen Einflussnahme; 

─	 disziplinierter und pflichtbewusster Umgang mit dienstlichen Unterlagen u. a. 
Materialien; 

─	 Bereitschaft zum Verzicht bzw. zur Meldung und zum Abbruch privater Verbin­
dungen und Kontakte nach nichtsozialistischen Staaten und Westberlin sowie Be­
reitschaft zum Verzicht auf private Reisen nach nichtsozialistischen Staaten und 
Westberlin, differenziert gemäß den dafür geltenden Rechtsvorschriften, ein­
schließlich durch im Haushalt lebende Angehörige. 

Dem vorgesehenen Einsatz von Personen als Geheimnisträger, die diesen sicherheits­
politischen Anforderungen nicht gerecht werden oder bei denen Persönlichkeitseigen­
schaften, wie übersteigertes Geltungsbedürfnis, Schwatzhaftigkeit, Prahlsucht, Ober­
flächlichkeit oder leichtfertiges Handeln festgestellt werden, ist nicht zuzustimmen. 

3.2.4 Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, die in Bereichen mit hohen Sicherheitser­
fordernissen zum Einsatz kommen sollen, denen im Zusammenhang mit dem 
Umgang mit Waffen, Sprengmitteln, Giften u. a. gefährlichen Stoffen Erlaubnis­
se oder Genehmigungen erteilt oder denen andere zur Gewährleistung von Si­
cherheit und Ordnung bedeutsame Aufgaben übertragen werden sollen. 

An die zu überprüfenden Personen sind vorrangig folgende sicherheitspolitische An­
forderungen zu stellen: 
─	 positive Einstellung zur Durchsetzung des sozialistischen Rechts und Bereitschaft 

zur ständigen Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung; 
─	 konsequentes und unduldsames Auftreten gegenüber Rechtsverletzungen; 
─	 besondere Ausprägung solcher Persönlichkeitseigenschaften, wie Diszipliniert­

heit, Zuverlässigkeit, Gewissenhaftigkeit und Pflichtbewusstsein bzw. einer sol­
chen Einstellung, die ein leichtfertiges Handeln, z. B. beim Umgang mit Waffen 
und Sprengmitteln sowie mit Giften u. a. gefährlichen Stoffen, weitgehend aus­
schließt; 

─	 vorbildliche Erfüllung beruflicher Pflichten u. a. übertragener Aufgaben über ei­
nen längeren Zeitraum. 

Dem vorgesehenen Einsatz bzw. der Erteilung der vorgesehenen Erlaubnis oder Ge­
nehmigung ist bei Personen, die diesen Anforderungen nicht gerecht werden, sowie bei 
Feststellung von Hinweisen auf Gleichgültigkeit und Oberflächlichkeit bei der Wahr­
nehmung übertragener Pflichten nicht zuzustimmen. 

3.2.5 Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, denen in anderen Schutz- und Sicher­
heitsorganen sicherheitspolitisch bedeutsame Aufgaben übertragen werden sollen 

An die zu überprüfenden Personen sind vorrangig folgende sicherheitspolitische An­
forderungen zu stellen: 



─ eine gefestigte positive Einstellung zum sozialistischen Staat und zur gesellschaft­
lichen Entwicklung in der DDR; 

─ die Bereitschaft, die sozialistische Staatsmacht und die gesellschaftliche Entwick­
lung gegen alle feindlichen Angriffe zuverlässig zu schützen; 

─	 eine positive Einstellung zur Sowjetunion und zu den anderen Staaten der sozialis­
tischen Staatengemeinschaft sowie zur Militär- und Sicherheitspolitik der Mit­
gliedstaaten des Warschauer Vertrages; 

─	 die positive Einstellung zur militärischen Disziplin und die Bereitschaft zur kon­
sequenten Erfüllung übertragener Pflichten und Aufgaben sowie erteilter Befehle 
und Weisungen; 

─ die Bereitschaft zur konsequenten Bekämpfung von Rechtsverletzungen sowie die 
vorbildliche Einhaltung des sozialistischen Rechts; 

─ die Bereitschaft zum Verzicht auf alle Verbindungen und Kontakte zu Personen 
aus nichtsozialistischen Staaten und Westberlin. 

Steht der vorgesehene Einsatz in einem Schutz- und Sicherheitsorgan im engen Zu­
sammenhang mit der Sicherung der Staatsgrenze, mit dem Einsatz in den Grenzgebie­
ten, mit dem Dienst auf Luft- und Wasserfahrzeugen, mit der Wahrung wichtiger mili­
tärischer Geheimnisse oder mit der Sicherung von Waffen, Munition, Kampfstoffen 
und militärischem Gerät, sind an die zu überprüfenden Personen zugleich die unter den 
Ziffern 3.2.2 bis 3.2.4 festgelegten spezifischen sicherheitspolitischen Anforderungen 
zu stellen. 
Werden zu überprüfende Personen diesen sicherheitspolitischen Anforderungen nicht 
gerecht, ist dem vorgesehenen Einsatz nicht zuzustimmen. 

3.2.6 Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, die die DDR auf dem Gebiet des 
Leistungssports international vertreten und repräsentieren sollen 

An die zu überprüfenden Personen sind unter Beachtung der Festlegungen in der 
Dienstanweisung Nr. 4/711 vorrangig folgende sicherheitspolitische Anforderungen zu 
stellen: 
─ Bereitschaft, auf Versuche feindlich-negativer Beeinflussung sowie der Verlei­

tung zum Verrat an der DDR ablehnend zu reagieren und das Vorhandensein einer 
festen Bindung an die DDR gemäß den Festlegungen unter der Ziffer 3.2.2 bei 
Berücksichtigung der sich aus den Tendenzen der Kommerzialisierung des Leis­
tungssports in nichtsozialistischen Staaten ergebenden materiellen Angebote, dif­
ferenziert entsprechend der Sportart, sportlichen Perspektive, möglichen Profi-
Verträgen; 

Dienstanweisung 4/71: Politisch-operative Arbeit im Bereich Körperkultur und Sport (BStU, MfS, 
BdL-Dok. 1460). 

1 



─	 Bereitschaft zur Wahrung geheimzuhaltender Informationen über Mittel und Me­
thoden der Ausbildung von Leistungssportlern, die Entwicklung der Sportmedizin 
und der Sportwissenschaft; 

─	 Bereitschaft zum Erzielen sportlicher Höchstleistungen bzw. zur Entwicklung und 
Erziehung leistungsfähiger Sportler im Interesse der Erhöhung des internationalen 
Ansehens der DDR; 

─ Bereitschaft, durch diszipliniertes, bescheidenes und prinzipienfestes Auftreten im
 

Ausland sowie durch sportlich faires Verhalten die DDR würdig zu vertreten; 

─ Unterordnung persönlicher Interessen und Bedürfnisse unter die sportliche Ziel­

stellung und die gesellschaftlichen Interessen. 
Dem Einsatz in nichtsozialistischen Staaten und Westberlin von Personen, die diesen 
sicherheitspolitischen Anforderungen nicht gerecht werden, insbesondere wenn Hin­
weise vorliegen, dass sie materiellen Angeboten bzw. Korruptionsversuchen feindlich­
negativer Kräfte nicht widerstehen könnten, ist nicht zuzustimmen. 

3.3 	 Weitere Kriterien, die bei der Herausarbeitung und Bestimmung der kon­
kreten sicherheitspolitischen Anforderungen im jeweiligen Einzelfall zu 
berücksichtigen sind 

Ausgehend von der jeweils zu übertragenden sicherheitspolitisch bedeutsamen Aufga­
be, Funktion, Befugnis, Vollmacht bzw. zu erteilenden Erlaubnis oder Genehmigung, 
dem vorgesehenen Einsatzbereich und den jeweiligen Lagebedingungen sind unter 
Berücksichtigung der grundlegenden sowie der bei bestimmten Sicherheitsüberprüfun­
gen vorrangig zu stellenden spezifischen sicherheitspolitischen Anforderungen in je­
dem Einzelfall die konkreten sicherheitspolitischen Anforderungen und der dement­
sprechende Informationsbedarf herauszuarbeiten. 
Dabei sind folgende Kriterien zu beachten: 
─ Die konkrete sicherheitspolitische Bedeutsamkeit des vorgesehenen Einsatzes, der 

zu lösenden Aufgaben bzw. der zu erteilenden Erlaubnis oder Genehmigung. Aus 
der objektiven Einschätzung der auch innerhalb bestimmter Sicherheitsüberprü­
fungen stark differenzierten sicherheitspolitischen Bedeutsamkeit sind die an die 
jeweilige Person zu stellenden konkreten sicherheitspolitischen Anforderungen 
und Maßstäbe für ihre Durchsetzung abzuleiten. 

─	 Das gegenwärtige und zu erwartende Interesse des Gegners an der Person sowie 
die objektiven Möglichkeiten des Gegners zu ihrer Beeinflussung und zu deren 
Missbrauch. 
Aus dieser Einschätzung ist abzuleiten, welchen sicherheitspolitischen Anforde­
rungen die jeweilige Person besonders entsprechen muss, damit gegen sie gerich­
tete feindlich-negative Aktivitäten unwirksam bleiben. 



─	 Mögliche politische, ideologische und materielle Schäden bzw. Gefahren für die 
DDR, die als Folge des Fehlverhaltens der zu überprüfenden Person eintreten 
könnten. 
Hierbei sind erforderliche sicherheitspolitische Anforderungen zur vorbeugenden 
Verhinderung, insbesondere schwerwiegender Schäden, abzuleiten bzw. zu präzi­
sieren. 

─	 Die aktuellen und zu erwartenden Bedingungen, die auf die zu überprüfende Per­
son beim vorgesehenen Einsatz bzw. im Falle der Erteilung der Erlaubnis oder 
Genehmigung einwirken und das Verhalten beeinflussen können. 
Hierbei sind einzubeziehen: 
•	 Bedingungen, die sich im Zusammenhang mit dem vorgesehenen Einsatz- 

bzw. Aufenthaltsort bzw. -land ergeben, 
•	 Charakter und Dauer des Einsatzes bzw. des Aufenthaltes sowie Wirksam­

werden als Einzelperson oder mit Ehepartner bzw. als Angehöriger eines 
Kollektivs oder einer Delegation, 

•	 Einflussmöglichkeiten feindlich-negativer und positiver Kräfte, 
•	 Möglichkeiten zu feindlich-negativen u. a. rechtswidrigen Handlungen, 
•	 Möglichkeiten der Kontrolle sowie des Verhinderns feindlich-negativer u. a. 

rechtswidriger Handlungen durch operative Kräfte des MfS oder positive 
Kräfte anderer Organe. 

─	 In der Vergangenheit bzw. gegenwärtig vorhandene offizielle oder inoffizielle 
Beziehungen der zu überprüfenden Person zum MfS bzw. zu anderen Schutz- und 
Sicherheitsorganen. Hierbei sind besonders die gezeigte Bereitschaft zur Unter­
stützung, die Ehrlichkeit und Zuverlässigkeit, die erbrachten Leistungen und mög­
liche Gefahren für die Sicherheit der Person, vor allem bei Reisen nach nichtso­
zialistischen Staaten und Westberlin, zu berücksichtigen. 

Weiter ist herauszuarbeiten, welche Angehörigen und sonstigen Verbindungen der zu 
überprüfenden Person gemäß den Festlegungen in anderen dienstlichen Bestimmungen 
oder aufgrund von sicherheitspolitischen Erfordernissen im Einzelfall in die Sicher­
heitsüberprüfung einzubeziehen sind und welche weiteren Probleme (z. B. kaderpoliti­
sche Erfordernisse) bei der zu treffenden Entscheidung beachtet werden müssen. 

4. 	 Verantwortlichkeit für die Einleitung und Durchführung von Sicher­
heitsüberprüfungen sowie für das Treffen der Entscheidung 

4.1 	 Verantwortlichkeit für die Einleitung von Sicherheitsüberprüfungen 

Verantwortlich für das Einleiten von Sicherheitsüberprüfungen ist der Leiter der 
Diensteinheit, die für die staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, Be­
triebe und Einrichtungen bzw. gesellschaftlichen Organisationen, denen die Übertra­
gung sicherheitspolitisch bedeutsamer Aufgaben, Funktionen, Befugnisse oder Voll­



machten bzw. die Erteilung sicherheitspolitisch bedeutsamer Erlaubnisse oder Geneh­
migungen obliegt, zuständig ist.  
Ist die zu überprüfende Person für eine andere Diensteinheit aktiv erfasst oder arbeitet 
bzw. wohnt diese im Verantwortungsbereich einer anderen Diensteinheit, hat der Lei­
ter der für die Einleitung der Sicherheitsüberprüfung verantwortlichen Diensteinheit 
gemäß Ziffer 4.2 den Leitern dieser Diensteinheiten die zur Durchführung der Sicher­
heitsüberprüfung bzw. die zur Realisierung von notwendigen Überprüfungsmaßnah­
men erforderlichen Informationen zu übermitteln: 
─	 Personalien, Arbeitsstelle und gegenwärtige Tätigkeit der zu überprüfenden Per­

sonen; 
─	 Gründe für das Einleiten der Sicherheitsüberprüfung; 
─	 sicherheitspolitische Anforderungen, die sich aus Besonderheiten des vorgesehe­

nen Einsatzes bzw. der zu erteilenden Erlaubnis oder Genehmigung ergeben und 
nicht durch die durchführende oder einbezogene Diensteinheit selbstständig abge­
leitet werden können; 

─	 Hinweise auf bereits vorliegende Informationen als eine Grundlage für gezielte 
Überprüfungsmaßnahmen und zur Vermeidung von Doppelarbeit; 

─	 Hinweise auf weitere Diensteinheiten, die bereits in die Durchführung der Sicher­
heitsüberprüfung einbezogen wurden; 

─	 Form und Termin für die Übersendung der Ergebnisse der Sicherheitsüberprü­
fung. 

4.2 Verantwortlichkeit für die Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen 

Für die Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen zu aktiv erfassten Personen ist die 
Diensteinheit verantwortlich, für die die Person aktiv erfasst ist, soweit andere dienstli­
che Bestimmungen keine anderen Festlegungen enthalten bzw. keine anderen Verein­
barungen zwischen den Diensteinheiten getroffen wurden. 
Wenn andere Festlegungen bestehen bzw. andere Vereinbarungen getroffen wurden, 
hat die Diensteinheit, für die eine aktive Erfassung besteht, zu gewährleisten, dass die 
bei ihr vorhandenen und für die Sicherheitsüberprüfung erforderlichen Informationen 
der durchführenden Diensteinheit zur Kenntnis gelangen und festzulegen, welche 
Überprüfungsmaßnahmen durchgeführt bzw. nicht durchgeführt werden können. 
Für die Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen zu Personen, die nicht aktiv er­
fasst sind, ist die objektmäßig bzw. territorial zuständige Diensteinheit verantwortlich. 
Die Verantwortlichkeit für die Durchführung umfasst die Erarbeitung aller für die zu 
treffenden Entscheidungen notwendigen Informationen zu der zu überprüfenden Per­
son und – soweit erforderlich – zu deren Angehörigen und Verbindungen. 
Der Leiter der für die Durchführung der Sicherheitsüberprüfung verantwortlichen 
Diensteinheit ist, wenn Überprüfungsmaßnahmen im Verantwortungsbereich anderer 
operativer Diensteinheiten durchzuführen sind, berechtigt, diese Diensteinheiten zu 



ersuchen, gemäß ihrer Zuständigkeit die erforderlichen Maßnahmen durchzuführen 
bzw. Stellungnahmen einzuholen (z. B. bei Kaderorganen von Schutz- und Sicher­
heitsorganen, bei denen Angehörige der zu überprüfenden Person tätig sind). Dazu 
sind die konkrete Aufgabenstellung, Hinweise auf bereits vorliegende Informationen, 
der Informationsbedarf und die Terminvorgabe zu übermitteln. 

4.3 	 Verantwortlichkeit für die Entscheidung 

Grundsätzlich hat der Leiter der für das Einleiten der Sicherheitsüberprüfung verant­
wortlichen Diensteinheit die Entscheidung über die Zustimmung oder Nichtzustim­
mung für den vorgesehenen Einsatz bzw. die zu erteilende Erlaubnis oder Genehmi­
gung zu treffen, sofern andere dienstliche Bestimmungen und Weisungen keine ande­
ren Festlegungen enthalten. 
Die in die Sicherheitsüberprüfung einbezogenen Diensteinheiten haben festgestellte 
Ausschließungsgründe bzw. von ihnen erarbeitete, für die Entscheidung wesentliche 
Gesichtspunkte der für die Durchführung verantwortlichen Diensteinheit zu übermit­
teln. 
Die für die Durchführung der Sicherheitsüberprüfung verantwortliche Diensteinheit 
hat alle Überprüfungsergebnisse und für die Entscheidung wesentlichen Gesichtspunk­
te zusammenzufassen. Der Leiter hat die für die Entscheidung bedeutsamen Überprü­
fungsergebnisse mit seinem Entscheidungsvorschlag der einleitenden Diensteinheit zu 
übermitteln. Erarbeitete Hinweise auf unmittelbar drohende Gefahren wie Vorberei­
tungshandlungen zum ungesetzlichen Verlassen u. a. politisch-operativ bedeutsame 
Feststellungen sind der einleitenden Diensteinheit sofort mitzuteilen.  

5. 	 Die Erarbeitung, Zusammenführung und Einschätzung erforderlicher 
Informationen für die zu treffende Entscheidung 

Ausgehend von den jeweils konkreten sicherheitspolitischen Anforderungen sind die 
für eine objektive Einschätzung der sicherheitspolitischen Eignung erforderlichen In­
formationen zu erarbeiten bzw. zusammenzuführen. Dazu sind alle Möglichkeiten zu 
nutzen und die gespeicherten Informationen auszuwerten. 
Die erforderlichen Informationen sind zielstrebig durch den Einsatz aller operativen 
Kräfte und Mittel, vorrangig durch den zielgerichteten personenbezogenen Einsatz der 
IM und GMS in den Arbeits-, Wohn- und Freizeitbereichen, zu erarbeiten. 
Zur Gewährleistung des rationellen und differenzierten Einsatzes der operativen Kräfte 
und Mittel sowie zur Vermeidung von Doppelarbeit ist gewissenhaft zu prüfen, welche 
der von den anderen staatlichen Organen und Einrichtungen bzw. gesellschaftlichen 
Organisationen in Wahrnehmung ihrer Verantwortung zur Durchsetzung der entspre­
chenden Rechtsvorschriften erarbeiteten Hinweise zur Klärung der Frage »Wer ist 
wer?« genutzt werden können. 



Werden bei Sicherheitsüberprüfungen Fakten festgestellt, die gemäß dieser Richtlinie, 
anderen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen oder staatlichen Regelungen als 
Ausschließungsgründe gelten, ist eine ablehnende Entscheidung zu treffen. 

5.1 	Die Speicherüberprüfung 

Personen, zu denen Sicherheitsüberprüfungen durchgeführt werden und einzubezie­
hende Angehörige und Verbindungen sind grundsätzlich zu überprüfen 
─ in der Abteilung XII des MfS gemäß Dienstanweisung Nr. 2/812, 
─ in der VSH-Kartei der einleitenden, durchführenden und einbezogenen Dienstein­

heit, 
─ im Reisedatenspeicher der Hauptabteilung VI gemäß der Ordnung Nr. 4/803 

─ in den Speichern der Abteilungen M und Abteilungen PZF. 
Zur Zusammenführung und Auswertung weiterer erforderlicher gespeicherter Informa­
tionen entsprechend dem festgelegten Informationsbedarf sind differenziert und zielge­
richtet weitere Speicher des MfS gemäß der Ordnung Nr. 9/804 sowie Speicher der 
DVP, der Zollverwaltung der DDR und weiterer Organe und Einrichtungen, wie die 
Karteien der Ämter für Arbeit, zu nutzen. 
Die Überprüfung der betreffenden Personen in den zentralen Speichern hat durch die 
einleitende Diensteinheit zu erfolgen. Die Ergebnisse sind – soweit das zutrifft und 
erforderlich ist – an die durchführende bzw. an die einbezogene Diensteinheit zu 
übermitteln. Werden der durchführenden bzw. einbezogenen Diensteinheit weitere 
Personen bekannt, die in die Sicherheitsüberprüfung einzubeziehen sind, hat diese die 
Überprüfung zu veranlassen. 

5.2 	 Die Nutzung der von anderen staatlichen und wirtschaftsleitenden Orga­
nen, Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen bzw. gesellschaftlichen 
Organisationen erarbeiteten Überprüfungsergebnisse 

Von den Leitern der für die Einleitung der Sicherheitsüberprüfungen zuständigen ope­
rativen Diensteinheiten ist auf die für den Einsatz der Personen bzw. für die Erteilung 
der Erlaubnisse bzw. Genehmigungen verantwortlichen staatlichen Organe und Ein­
richtungen bzw. gesellschaftlichen Organisationen Einfluss zu nehmen, dass deren 
Überprüfungsergebnisse zur Begründung des vorgesehenen Einsatzes, der Erteilung 
der Erlaubnis oder Genehmigung vollständig in schriftlicher Form übergeben werden. 

2 Dienstanweisung 2/81 v. 1.7.1981 zur einheitlichen Gestaltung der Erfassung und Überprüfung von 
Personen und Objekten, der Registrierung von Vorgängen und Akten sowie der Archivierung poli­
tisch-operativen Schriftgutes in den Abteilungen XII. 

3 Ordnung 4/80 v. 11.3.1980 (VVS 7/80). Auskunftsordnung zum grenzüberschreitenden Reisever­
kehr (BStU, MfS, BdL-Dok. 7200). 

4 Ordnung 9/80 v. 20.6.1980: Sicherung der DDR-Auslandsvertretungen im Operationsgebiet (BStU, 
MfS, BdL-Dok. 4826). 



Diese Informationen sind kritisch auf Wahrheitsgehalt, Aktualität und Vollständigkeit 
zu prüfen, bei Notwendigkeit durch das jeweilige Organ vervollständigen zu lassen 
und – soweit das zutrifft – der durchführenden Diensteinheit zu übergeben. 
Ausgehend von dieser Einschätzung und den Ergebnissen der Speicherüberprüfung ist 
festzulegen, welche Maßnahmen zur Überprüfung der vorliegenden und zur Beschaf­
fung weiterer erforderlicher Informationen gemäß den konkreten sicherheitspolitischen 
Anforderungen einzuleiten sind. 
Die weitere Nutzung offizieller Möglichkeiten dieser oder anderer Organe oder Ein­
richtungen bzw. gesellschaftlicher Organisationen hat gemäß den Festlegungen unter 
den Ziffern 5.4.2 und 8. zu erfolgen. 

5.3 Der Einsatz der IM und GMS 

Der zielgerichtete und personenbezogene Einsatz der IM und GMS ist auf die Erarbei­
tung solcher Informationen zu konzentrieren, die nicht offiziell bzw. nur mit konspira­
tiven Kräften, Mitteln und Methoden beschafft werden können. 

Die IM und GMS sind zielgerichtet zu beauftragen und personenbezogen einzusetzen, 

insbesondere zur 

─ Erarbeitung von Informationen zu Verhaltensweisen und Äußerungen im Arbeits-, 


Wohn- und Freizeitbereich, die begründete Schlüsse auf Motive für Bewerbungen 
und Anträge, auf politisch-ideologische Einstellungen und auf andere operativ be­
deutsame Persönlichkeitseigenschaften zulassen, 

─	 Erarbeitung von Informationen zu politisch-operativ bedeutsamen Persönlich­
keitsmerkmalen und Verhaltensweisen, die durch den Gegner als Ansatzpunkte 
für subversive Aktivitäten missbraucht werden können, 

─	 Feststellung von operativ bedeutsamen Kontakten und Verbindungen sowie zur 
Aufklärung ihres Charakters, 

─	 Überprüfung der offiziell erarbeiteten Informationen und Klärung auftretender 
Widersprüche bei den erarbeiteten bzw. zusammengeführten Informationen zur 
Gewährleistung wahrheitsgemäßer Aussagen. 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu gewährleisten, dass dafür die IM 
und GMS allseitig genutzt und insbesondere die zum Einsatz gebracht werden, die 
aufgrund ihrer bestehenden oder relativ kurzfristig herstellbaren Kontakte zu den zu 
überprüfenden Personen in der Lage sind, die erforderlichen Informationen zu erarbei­
ten. Ausgehend von ihren konkreten Möglichkeiten sind auch zielgerichtet IM in 
Schlüsselpositionen zum Einsatz zu bringen.  



5.4 	 Die Nutzung anderer operativer Kräfte, Mittel und Methoden sowie offi­
zieller Möglichkeiten 

Zur Realisierung der Sicherheitsüberprüfungen sind auch die anderen dem MfS zur 
Verfügung stehenden operativen Kräfte, Mittel und Methoden zielgerichtet, entspre­
chend den Erfordernissen einzusetzen bzw. zu nutzen. 
Über den Einsatz bzw. die Anwendung spezieller operativer Kräfte, Mittel und Metho­
den haben die gemäß meinen dienstlichen Bestimmungen dazu befugten Leiter zu ent­
scheiden. 

5.4.1 Operative Ermittlungen 

Zur Gewinnung der erforderlichen Informationen aus dem Arbeits-, Wohn- und Frei­
zeitbereich der zu überprüfenden Personen, ihrer Angehörigen und Verbindungen sind 
in Abhängigkeit von der Nutzung anderer Möglichkeiten operative Ermittlungen 
durchzuführen. 
Den mit der Durchführung beauftragten Mitarbeitern bzw. Diensteinheiten sind kon­
krete Vorgaben und Hinweise auf bereits vorhandene Informationen zu übermitteln, 
insbesondere 
─ der konkrete Informationsbedarf gemäß den erforderlichen sicherheitspolitischen 

Anforderungen sowie 
─ Ausgangsinformationen, die eine qualifizierte Durchführung der operativen Er­

mittlungen unter Einhaltung der Konspiration ermöglichen. 
Bei Notwendigkeit sind mit den ermittlungsführenden Diensteinheiten Absprachen zu 

führen. 


5.4.2 Die Nutzung offizieller Möglichkeiten 


Offizielle Möglichkeiten sind entsprechend den konkreten politisch-operativen Erfor­
dernissen zu nutzen. 

Das sind insbesondere: 

─	 weitere Möglichkeiten der DVP sowie der anderen Organe des MdI, die sich vor­

rangig ergeben aus 
•	 der Arbeit mit den inoffiziellen Kräften des Arbeitsgebietes I der Kriminalpo­

lizei, 
•	 den Ergebnissen der operativen bzw. staatlichen Kontrolle gemäß der Dienst­

vorschrift Nr. 31/80 (Personenkontrollvorschrift) des Ministers des Innern 
und Chefs der DVP, 

•	 den Arbeitsergebnissen und Tätigkeiten der ABV, einschließlich ihrer frei­
willigen Helfer, 

•	 den Ergebnissen der Tätigkeit der Dienstzweige Pass- und Meldewesen, der 
Schutzpolizei (Erlaubniswesen) usw.; 



─ Möglichkeiten der Zollverwaltung der DDR, Ergebnisse der zolldienstlichen Ar­
beit und Erkenntnisse aus der Bearbeitung von Zoll- und Devisenstraftaten; 

─ die Möglichkeiten der Abteilungen Innere Angelegenheiten der Räte der Krei­
se/Städte; 

─ die Möglichkeiten der Ämter für Arbeit; 
─ die Möglichkeiten der Leiter der unterschiedlichen Leitungsebenen der staatlichen 

und wirtschaftsleitenden Organe, Betriebe, Kombinate und Einrichtungen sowie 
der Funktionäre und zuverlässigen Kräfte gesellschaftlicher Organisationen. 

Die Zweckmäßigkeit der Nutzung offizieller Kräfte und Möglichkeiten ist verantwor­
tungsbewusst zu prüfen. Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu gewähr- 
leisten, dass das Zusammenwirken nur mit überprüften und zuverlässigen Personen 
erfolgt. 

6. 	 Die im Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung zu treffende Entschei­
dung 

Zum Abschluss jeder Sicherheitsüberprüfung ist nach Einschätzung der zu überprüfen­
den Person auf der Grundlage der erarbeiteten und zusammengeführten Informationen 
die Entscheidung zu treffen, ob durch das MfS dem vorgesehenen Einsatz bzw. der 
Erteilung der Erlaubnis oder Genehmigung aus sicherheitspolitischen Gründen zuge­
stimmt werden kann. 
Diese Entscheidung ist in jedem Einzelfall im Interesse der 
─ konsequenten Durchsetzung der Politik der Partei- und Staatsführung, 
─ der Gewährleistung der staatlichen Sicherheit, 
─ Durchsetzung objektiver Erfordernisse der gesellschaftlichen Entwicklung, 
─ vorbeugenden Verhinderung von politischen, ideologischen und materiellen 

Schäden 
zu treffen. 
Als Voraussetzung für eine begründete Entscheidung sind zu prüfen: 
─ Ergebnisse der Speicherüberprüfungen; 
─ Vollständigkeit, Wahrheitsgehalt und Aktualität der erforderlichen Informationen 

gemäß dem festgelegten Informationsbedarf; 
─ Vollständigkeit der von anderen operativen Diensteinheiten angeforderten Über­

prüfungsergebnisse. 
Die erarbeiteten und zusammengeführten Informationen sind sorgfältig zu analysieren, 
zueinander in Beziehung zu setzen und einzuschätzen. 
Die Einschätzung der zu überprüfenden Person hat entsprechend den konkreten sicher­
heitspolitischen Anforderungen zu erfolgen. Besonders zu beachtende Punkte, wie 
zweifelhafte Verbindungen, sicherheitspolitisch negativ zu wertende Persönlichkeits­
merkmale und Verhaltensweisen, unklare familiäre Verhältnisse, Konfliktsituationen 



und dgl. sind herauszuarbeiten, Widersprüche festzustellen und – wenn erforderlich – 

durch weitere Maßnahmen zu klären. 

Bei der Einschätzung der überprüften Person ist verantwortungsbewusst zu beurteilen, 

wie sie sich im Falle ihres Einsatzes bzw. bei Erteilung der Erlaubnis oder Genehmi­
gung unter den zu erwartenden Bedingungen verhalten könnte und ob sie damit den 

konkreten sicherheitspolitischen Anforderungen gerecht wird. 

Es ist sorgfältig zu prüfen, ob einzelne festgestellte negative Persönlichkeitsmerkmale 

u. a. zu beachtende Punkte durch positive Persönlichkeitsmerkmale u. a. Fakten kom­
pensiert werden oder ernst zu nehmende Risiken beinhalten. 
Bei sehr geringen oder nicht vorhandenen Möglichkeiten der Auswahl von Personen 
für die Lösung erforderlicher Aufgaben, z. B. wenn Betriebe erforderliche Aufgaben in 
Objekten bewaffneter Organe zu lösen haben und dafür nicht genügend zuverlässige 
Spezialisten zur Verfügung stehen oder bei vorgesehenen Auslandsreisen von Spezia­
listen, die nicht durch andere Personen ersetzt werden können, oder von Personen, die 
wichtige Mitglieder von Delegationen, Ensembles oder Mannschaften sind, ist die Ver­
tretbarkeit bestimmter Risiken mit den negativen Folgen im Falle der Ablehnung ab­
zuwägen. Dabei ist gleichzeitig zu prüfen, ob durch politisch-operative Maßnahmen 
abzusehende Risiken vermindert werden können. 
Nach Abwägung aller zu beachtenden Punkte und möglichen Risiken ist eine eindeuti­
ge Entscheidung zu treffen, ob dem vorgesehenen Einsatz bzw. der Erteilung der Er­
laubnis oder Genehmigung zugestimmt werden kann oder nicht. Bei komplizierten 
Entscheidungen von hoher politisch-operativer Bedeutsamkeit ist die Zustimmung des 
übergeordneten Leiters einzuholen. 
Die Entscheidung bzw. der Entscheidungsvorschlag ist mit hohem politischem Ver­
antwortungsbewusstsein zu treffen bzw. zu unterbreiten. Der entscheidungsbefugte 
Leiter hat für die Entscheidung bzw. den Entscheidungsvorschlag die volle Verantwor­
tung zu übernehmen. Die festgelegten Verantwortlichkeiten für die politisch-operative 
Sicherung der betreffenden Personen bleiben davon unberührt. 
Die Entscheidung ist zu dokumentieren. Dabei sind die in anderen dienstlichen Be­
stimmungen vorgeschriebenen Formen zu beachten. 
Die getroffene Entscheidung ist – soweit das zutrifft – dem anfragenden staatlichen 
oder wirtschaftsleitenden Organ, Kombinat, Betrieb, der Einrichtung oder gesellschaft­
lichen Organisation ohne Angabe von Gründen – soweit es sich nicht um offiziell be­
kannte Ausschließungsgründe handelt – mündlich mitzuteilen. Eine schriftliche Bestä­
tigung hat nur zu erfolgen, wenn das in anderen dienstlichen Bestimmungen bzw. 
staatlichen Regelungen festgelegt wurde. Es ist zu sichern, dass die Entscheidung nur 
zuverlässigen Personen mitgeteilt wird, die vom staatlichen Leiter bzw. verantwortli­
chen Funktionär der gesellschaftlichen Organisation beauftragt sind und über den Um­
gang mit derartigen Informationen belehrt wurden.  



Zur Gewährleistung der Geheimhaltung und Konspiration sind, soweit erforderlich, 
dem zuständigen staatlichen Organ bzw. der gesellschaftlichen Organisation für das 
Gespräch mit der zu überprüfenden Person geeignete Legenden bzw. Argumente zu 
übermitteln, so dass bei der betreffenden Person keine Vermutung einer Mitwirkung 
des MfS an der Entscheidung aufkommen kann. 
Im Zusammenhang mit der für das anfragende staatliche Organ bzw. die gesellschaftli­
che Organisation eindeutigen Entscheidung sind – soweit erforderlich – weitere perso­
nenbezogene politisch-operative Maßnahmen festzulegen und einzuleiten. 
Im Falle der Zustimmung ist die Notwendigkeit des Einleitens spezifischer politisch­
operativer Kontrollmaßnahmen, der politisch-operativen Sicherung durch den Einsatz 
von IM, der weiteren Aufklärung unklarer Verbindungen, der terminlichen Festlegung 
einer Wiederholungsüberprüfung oder anderer Maßnahmen zu prüfen. 
Bei Nichtzustimmung ist zu prüfen, ob Maßnahmen einzuleiten sind zur 
─ politisch-operativen Bearbeitung bzw. operativen Kontrolle der überprüften Per­

son, durch Anlegen eines Operativen Vorganges bzw. Einleiten der OPK bei Vor­
liegen der Voraussetzungen gemäß den Richtlinien Nr. 1/765 bzw. 1/816, 

─	 vorbeugenden Verhinderung feindlich-negativer Aktivitäten, wenn den Umstän­
den entsprechend die Person von dem zuständigen Organ einen ablehnenden Be­
scheid erhält, 

─	 Herauslösung der Person aus einer bereits innegehabten Position bzw. Verände­
rung ihr bereits bekannter Entwicklungsmöglichkeiten. 

7. Wiederholungsüberprüfungen 

Die operativen Diensteinheiten haben die Personen, denen mit Zustimmung des MfS 
sicherheitspolitisch bedeutsame Aufgaben, Funktionen, Befugnisse und Vollmachten 
übertragen bzw. Erlaubnisse und Genehmigungen erteilt wurden, weiterhin entspre­
chend den politisch-operativen Erfordernissen differenziert in die Klärung der Frage 
»Wer ist wer?« einzubeziehen. 
Unter Berücksichtigung der Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung, der Ent­
wicklung der Persönlichkeit und des Umgangskreises, der veränderlichen Pläne, Ab­
sichten, Mittel und Methoden des Gegners und der politisch-operativen Lage ist die 
aktuelle Kenntnis darüber zu sichern, ob die überprüften Personen weiterhin den si­
cherheitspolitischen Anforderungen gerecht werden. 
Mit dieser Zielstellung sind neben anderen politisch-operativen Maßnahmen – soweit 
erforderlich – Wiederholungsüberprüfungen von den objektmäßig bzw. territorial zu­
ständigen Diensteinheiten durchzuführen. 
Wiederholungsüberprüfungen sind durchzuführen: 

5 Richtlinie 1/76 v. Januar 1976 zur Entwicklung und Bearbeitung Operativer. 
6 Richtlinie 1/81 v. 25.2.1981 über die operative Personenkontrolle. 



─ gemäß den Festlegungen in anderen dienstlichen Bestimmungen und Weisungen, 
─ gemäß der vom entscheidungsbefugten Leiter bei der Erstüberprüfung bzw. bei 

der letzten Wiederholungsüberprüfung getroffenen terminlichen Festlegung, 
─ bei Feststellung von operativ bedeutsamen Hinweisen über veränderte Einstellun­

gen und Verhaltensweisen, über das Zustandekommen zweifelhafter Verbindun­
gen und Kontakte, über Konflikte und Veränderungen im familiären Bereich und 
im Umgangskreis sowie  

─ bei erneutem Einsatz, bei Veränderungen der Einsatzbedingungen, der politisch­
operativen Lage und sich ergebenden weiteren Sicherheitserfordernissen. 

Wiederholungsüberprüfungen sind auf die Prüfung möglicher Unsicherheitsfaktoren zu 
konzentrieren. Die Ergebnisse der Erstüberprüfung sowie zurückliegender Wiederho­
lungsüberprüfungen und andere Ergebnisse der politisch-operativen Arbeit sind zu 
berücksichtigen. Widersprüche und andere zu beachtende Punkte sind herauszuarbei­
ten und zu klären. 
Zum Abschluss der Wiederholungsüberprüfungen ist die eindeutige Entscheidung zu 
treffen, ob dem weiteren oder erneuten Einsatz der Person bzw. der Aufrechterhaltung 
oder Neuerteilung der Erlaubnis oder Genehmigung zugestimmt werden kann und 
welche weiteren politisch-operativen Maßnahmen erforderlich sind. Dabei ist auch zu 
prüfen, ob die Festlegung einer erneuten Wiederholungsprüfung erforderlich ist. 
Kann aufgrund sich entwickelnder Unsicherheitsfaktoren diese Zustimmung nicht ge­
geben werden, sind im politisch-operativen Zusammenwirken mit den zuständigen 
Organen das Herauslösen der überprüften Person aus der sicherheitspolitisch bedeut­
samen Tätigkeit – beim Einsatz im Ausland auch die Rückführung in die DDR – sowie 
die erforderlichen politisch-operativen Maßnahmen zur vorbeugenden Verhinderung 
feindlich-negativer Aktivitäten zu veranlassen. 

8. 	 Das politisch-operative Zusammenwirken mit anderen staatlichen 
und wirtschaftsleitenden Organen, Kombinaten, Betrieben und Ein­
richtungen sowie gesellschaftlichen Organisationen 

Durch die Leiter der operativen Diensteinheiten ist zu gewährleisten, dass das poli­
tisch-operative Zusammenwirken mit den staatlichen und wirtschaftsleitenden Orga­
nen, Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen sowie gesellschaftlichen Organisatio­
nen nur über solche Kräfte erfolgt, die überprüft und zuverlässig sind.  
Durch das politisch-operative Zusammenwirken ist Einfluss darauf zu nehmen, dass 
die Eigenverantwortung der staatlichen Leiter und Funktionäre gesellschaftlicher Or­
ganisationen entsprechend den staatlichen Regelungen zur Auswahl, zur Eignungs­
überprüfung sowie zum Einsatz von Personen, an die sicherheitspolitische Anforde­
rungen zu stellen sind, zielgerichtet erhöht und alle ihnen dazu zur Verfügung stehen­
den Möglichkeiten umfassend genutzt werden. 



Das sicherheitspolitische Denken und Handeln der staatlichen Leiter und zuständigen 
Funktionäre gesellschaftlicher Organisationen ist so zu beeinflussen, dass sie die durch 
das MfS getroffenen Entscheidungen akzeptieren, sich mit diesen gegenüber den über­
prüften Personen identifizieren und sie als ihre eigenen Entscheidungen ausgeben. 

8.1 	 Die Erhöhung der Verantwortung der anderen staatlichen und wirtschafts­
leitenden Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen bzw. gesell­
schaftlichen Organisationen bei der Auswahl und Überprüfung von Perso­
nen, denen sicherheitspolitisch bedeutsame Aufgaben, Funktionen, Befug­
nisse und Vollmachten übertragen bzw. Erlaubnisse und Genehmigungen 
erteilt werden sollen 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben durch das politisch-operative Zusam­
menwirken darauf Einfluss zu nehmen, dass die staatlichen Leiter und Funktionäre 
gesellschaftlicher Organisationen 
─	 durch eine zielstrebige Kaderarbeit Voraussetzungen schaffen, dass für den Ein­

satz in sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen bzw. Bereichen geeignete Per­
sonen zur Verfügung stehen, 

─	 bei der Herstellung solcher Arbeitsrechtsverhältnisse, die perspektivisch mit dem 
Einsatz in sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen bzw. Bereichen verbunden 
sind, sowie bei derartigen Delegierungen zum Studium bzw. bei Immatrikulatio­
nen die sicherheitspolitischen Erfordernisse beachten, 

─	 ständig rechtzeitig darüber informieren, wie viele und möglichst welche Personen 
langfristig für einen Einsatz in bestimmten sicherheitspolitisch bedeutsamen Posi­
tionen bzw. Bereichen vorgesehen sind bzw. bestimmte Erlaubnisse oder Geneh­
migungen erhalten sollen, um die Sicherheitsüberprüfungen planmäßig in die poli­
tisch-operative Aufgabenstellung der Diensteinheit einordnen zu können, 

─	 bereits bei der Auswahl der Personen mit der zuständigen Diensteinheit des MfS 
eine Vorabstimmung herbeiführen, um möglichst sicherheitspolitisch geeignete 
Personen festzulegen, Sicherheitsüberprüfungen zu ungeeigneten Personen zu 
vermeiden und um andere politisch-operative Interessen realisieren zu können, 

─	 Personen, die entsprechend der eigenen Überprüfung des jeweiligen Organs oder 
der Einrichtung bzw. der gesellschaftlichen Organisation zum Einsatz gebracht 
werden bzw. die Erlaubnis oder Genehmigung erteilt bekommen sollen, der zu­
ständigen Diensteinheit rechtzeitig mitgeteilt und alle erforderlichen Unterlagen 
auf den aktuellen Stand gebracht und übergeben werden, damit die erforderlichen 
Sicherheitsüberprüfungen planmäßig erfolgen können, 

─	 alle ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Auswahl, Überprüfung 
und Beurteilung der sicherheitspolitischen Eignung der Personen nutzen, 



─	 gewährleisten, dass die durch sie vorgeschlagenen Personen vor der Zustimmung 
durch das MfS keine Kenntnis von ihrem vorgesehenen Einsatz erhalten, soweit 
die Bewerbung bzw. Beantragung nicht durch sie selbst erfolgte. 

8.2 	 Die Durchsetzung der im Ergebnis der Sicherheitsüberprüfungen getroffe­
nen Entscheidung 

Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben durch politisch-operative Einfluss­
nahme zu sichern, dass die staatlichen Leiter und Funktionäre gesellschaftlicher Orga­
nisationen beim Einsatz von Personen in sicherheitspolitisch bedeutsamen Funktionen 
bzw. bei der Erteilung entsprechender Genehmigungen oder Erlaubnisse von der Ent­
scheidung ausgehen, die durch das MfS im Ergebnis der durchgeführten Sicherheits­
überprüfung getroffen wurde. 
Zur Erreichung dieses Zieles sind alle Möglichkeiten des politisch-operativen Zusam­
menwirkens zu nutzen. 
Durch die zuständige operative Diensteinheit ist zu sichern, dass bei Zustimmung des 
MfS die Leiter der staatlichen und wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, Betriebe 
und Einrichtungen sowie die zuständigen Funktionäre der gesellschaftlichen Organisa­
tionen 
─	 die überprüften Personen nur mit den Aufgaben betrauen bzw. nur die Erlaubnisse 

und Genehmigungen erteilen, deren sicherheitspolitische Anforderungen Gegens­
tand der Überprüfung waren, 

─	 konsequent ihrer Verantwortung für die mit dem Einsatz, der erteilten Erlaubnis 
oder Genehmigung verbundenen Maßnahmen zur Kontrolle, Qualifizierung und 
Entwicklung nachkommen, 

─	 über alle sicherheitspolitisch bedeutsamen Hinweise zu den bestätigten Personen, 
wie operativ bedeutsame Veränderungen, Vorkommnisse, sich herausbildende 
Unsicherheitsfaktoren u. a., die zuständige Diensteinheit des MfS informieren. 

Wird im Ergebnis der Sicherheitsüberprüfung festgestellt, dass eine überprüfte Person 
sicherheitspolitisch nicht geeignet ist, hat der Leiter der zuständigen Diensteinheit 
durch politisch-operative Einflussnahme zu sichern, dass 
─	 die Übermittlung der Nichtzustimmung so erfolgt, dass die Leiter der staatlichen 

und wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, Betriebe und Einrichtungen sowie 
die zuständigen Funktionäre der gesellschaftlichen Organisationen keine Rück­
schlüsse auf eingesetzte operative Kräfte, Mittel und Methoden des MfS ziehen 
können, 

─	 soweit erforderlich, die Mitteilung der Entscheidung durch das jeweilige Organ, 
die Einrichtung bzw. gesellschaftliche Organisation als ihre Entscheidung erfolgt 
und die betreffenden Personen keine Überprüfungshandlungen des MfS erkennen 
können, 



─	 bei entsprechenden Erfordernissen mit den anderen Organen, Einrichtungen bzw. 
gesellschaftlichen Organisationen solche Maßnahmen festgelegt werden, die ein 
rechtzeitiges Erkennen und Verhindern feindlich-negativer Aktivitäten der betref­
fenden Personen aufgrund der erteilten Ablehnung ermöglichen, 

─	 Personen, die sich bereits in sicherheitspolitisch bedeutsamen Positionen befinden 
bzw. derartige Erlaubnisse und Genehmigungen erhalten haben, herausgelöst oder 
umgesetzt bzw. ihnen die Erlaubnisse und Genehmigungen entzogen werden. 

Erfolgt durch die staatlichen Leiter bzw. die zuständigen Funktionäre entgegen der 
Entscheidung des MfS der vorgesehene Einsatz bzw. die Erteilung der Erlaubnis oder 
Genehmigung, hat der Leiter der zuständigen Diensteinheit seinen übergeordneten 
Leiter zu informieren und weitere erforderliche Maßnahmen vorzuschlagen. 
Das politisch-operative Zusammenwirken der Diensteinheiten des MfS mit den Orga­
nen des MdI bei der Durchführung von Sicherheitsüberprüfungen hat auf der Grundla­
ge der dafür geltenden dienstlichen Bestimmungen im MfS und der mit dem MfS ab­
gestimmten Bestimmungen des MdI bzw. der getroffenen Vereinbarungen zu erfolgen. 

9. 	 Die Speicherung und Nutzung der Ergebnisse der Sicherheitsüber­
prüfungen 

9.1 	 Die Speicherung der Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfungen 

Grundlage für die Speicherung der bei Sicherheitsüberprüfungen erarbeiteten Informa­
tionen sind die Erfassung der überprüften Personen und die für das jeweilige Erfas­
sungsverhältnis zur Speicherform getroffenen Festlegungen. 
Alle Personen, zu denen Sicherheitsüberprüfungen eingeleitet bzw. die in Sicherheits­
überprüfungen einbezogen werden, sind in der VSH-Kartei der einleitenden, durchfüh­
renden und einbezogenen Diensteinheit zu erfassen, damit auch später festgestellte 
operativ bedeutsame Hinweise der einleitenden Diensteinheit übermittelt werden kön­
nen. 
Bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen sind die überprüften Personen aktiv in 
der Abteilung XII zu erfassen. Dabei sind die Möglichkeiten der aktiven Erfassung 
gemäß der 

»Ordnung über die Erfassung von Personen in der Abteilung XII auf der Grundla­
ge von Sicherungsvorgängen« 

zu nutzen. 
Die bei den Sicherheitsüberprüfungen erarbeiteten Ergebnisse sind bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen gemäß den weiteren Festlegungen in der 

»Dienstanweisung Nr. 1/80 über Grundsätze der Aufbereitung, der Erfassung und 
Speicherung operativ bedeutsamer Informationen durch die operativen Dienstein­
heiten des MfS« 

zu speichern. 



Die zu den nicht aktiv erfassten Personen erarbeiteten Ergebnisse sind in der Zentralen 
Materialablage der jeweiligen Diensteinheit zu speichern oder, wenn das Material nicht 
mehr benötigt wird, in der Abteilung XII gemäß der 3. Durchführungsbestimmung zur 
Dienstanweisung Nr. 2 /81 zu archivieren. 

9.2 Die Nutzung der Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfung 

Die Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfungen sind zur politisch-operativen Durchdrin­
gung und politisch-operativen Sicherung des Verantwortungsbereiches, zur aktuellen 
Einschätzung der politisch-operativen Lage und damit zur ständigen Klärung der Frage 
»Wer ist wer?« zu nutzen. 
Erarbeitete Informationen und Hinweise sind insbesondere für die Lösung solcher poli­
tisch-operativen Aufgaben zu nutzen, wie die 
─ Entwicklung und Bearbeitung Operativer Vorgänge, 
─ Einleitung und Durchführung von OPK, 
─ Einleitung politisch-operativer Maßnahmen zur Sicherung der überprüften Perso­

nen, 
─ Feststellung geeigneter Personen zur Gewinnung als IM und GMS, 
─ Auswahl erforderlicher offizieller Kontakte, 
─ Suche und Auswahl von Kadern für das MfS, 
─ ständige Qualifizierung der vorbeugenden und schadenverhütenden politisch­

operativen Arbeit, 
─ Organisierung des politisch-operativen Zusammenwirkens mit anderen Organen 

und Einrichtungen sowie 
─ Erarbeitung aussagefähiger Informationen und Einschätzungen an leitende Partei- 

und Staatsfunktionäre. 
Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben periodisch den Umfang und die quali­
täts- und termingerechte Durchführung der Sicherheitsüberprüfungen kritisch einzu­
schätzen. Gute Ergebnisse sind zu würdigen, erkannte Mängel und Schwächen heraus­
zuarbeiten, Ursachen für Fehlentscheidungen festzustellen und konkrete Schlussfolge­
rungen festzulegen. 

10. Schlussbestimmungen 

Diese Richtlinie enthält Festlegungen zu Grundfragen der Durchführung von Sicher­
heitsüberprüfungen. In Abhängigkeit vom jeweiligen Grund der Einleitung einer Si­
cherheitsüberprüfung sind weitere Festlegungen in anderen dienstlichen Bestimmun­
gen und Weisungen zu beachten.  
Das sind insbesondere Festlegungen über 
─ weitere spezifische sicherheitspolitische Anforderungen und den Informationsbe­

darf, 
─ einzubeziehende Angehörige der zu überprüfenden Personen, 



─	 weitere konkrete Ausschließungsgründe, 
─	 Verantwortlichkeiten und Zusammenarbeit der Diensteinheiten, 
─	 Entscheidungsbefugnisse, 
─	 Einspruchsrechte und Formen ihrer Wahrnehmung, 
─	 Realisierungs- und Einspruchsfristen, 
─	 die Durchführung von Wiederholungsüberprüfungen sowie 
─	 inhaltliche und formelle Anforderungen an die Aufbereitung und Übergabe der 

Ergebnisse der Sicherheitsüberprüfungen. 
Die Leiter der operativen Diensteinheiten haben zu gewährleisten, dass alle operativen 
Mitarbeiter, die Aufgaben im Zusammenhang mit Sicherheitsüberprüfungen wahrzu­
nehmen haben, mit dem Inhalt dieser Richtlinie vertraut gemacht und die getroffenen 
Festlegungen konsequent durchgesetzt werden. 


